
Von einem »verblüffenden 
Über l egenhe i t sge füh l« 
sprach die Vertreterin des 

chinesischen Außenministeriums 
in Beijing am Mittwoch, als sie von 
Journalisten auf die Äußerungen des 
deutschen EU-Kommissars Günther 
Oettinger angesprochen wurde, die 
am Wochenende bekanntgeworden 
waren. »Wir hoffen, dass sie lernen, 
sich selbst und andere objektiv zu 
betrachten und andere zu respektie-
ren und als Gleichberechtigte zu be-
handeln«, wurde Hua Chunying von 
der Nachrichtenagentur AFP zitiert. 
Oettinger, der zwischen 2005 und 
2010 Ministerpräsident von Baden-
Württemberg war, hatte bei einem 
Vortrag vor Unternehmern in Ham-
burg von »Schlitzohren und Schlitz-
augen« gesprochen. Die Chinesen 
sähen aus, als hätten sie »alle Haare 
von links nach rechts mit schwarzer 
Schuhcreme gekämmt«. Später spiel-
te er seine Ausfälle als »saloppe Äu-
ßerungen« herunter.

Schon einmal ging ein deutscher 
Spitzenpolitiker mit solcherart salop-
pen Äußerungen in die Geschichte 
ein. »Die Chinesen haben das Völ-
kerrecht umgeworfen«, verkündete 
am 27.  Juli 1900 in Wilhelmshaven 
der deutsche Kaiser Wilhelm II. Vor 
Soldaten, die zur Niederschlagung 
des »Boxeraufstands« gegen die Ko-
lonialherren nach China geschickt 
wurden, erklärte er: »Pardon wird 
nicht gegeben. Gefangene werden 
nicht gemacht. Führt eure Waffen so, 
dass auf tausend Jahre hinaus kein 
Chinese mehr es wagt, einen Deut-
schen scheel anzusehen.« In den Ge-
schichtsbüchern haben diese Worte 
als »Hunnenrede« Eingang gefun-
den  – und die koloniale Unterdrük-
kung durch europäische und japani-
sche Besatzer ist in China bis heute 
unvergessen.

Auch deshalb reagierte man in 
Beijing gereizt auf die Provokation 
der deutschen Bundesregierung, 
unmittelbar vor einem Besuch von 

Wirtschaftsminister Sigmar Gabriel 
in der Volksrepublik den handelspo-
litischen Kurs gegenüber der Volks-
republik zu verschärfen – zumal die 
Gleichzeitigkeit mit Oettingers Aus-
fällen nicht unbedingt als Zufall ver-
standen wurde. Der schwergewich-
tige Staatsgast wurde von den Gast-
gebern als Leichtgewicht behandelt. 
In den chinesischen Medien fand 
der Besuch kaum Niederschlag. So 
verbreitete die deutschsprachige In-
ternetseite der staatlichen Nachrich-
tenagentur Xinhua am Mittwoch die 
Meldung, Peng Liyuan, die Ehefrau 
des chinesischen Präsidenten Xi Jin-
ping, habe in Beijing deutsche Ober-
stufenschüler und Lehrer getroffen. 
Der Besuch Gabriels fand dagegen 
auf den vorderen Plätzen nicht statt.

Die deutschsprachige Internet-
ausgabe des Zentralorgans der KP 
Chinas, People’s Daily, veröffent-
lichte bereits am Dienstag einen 
Kommentar zu Gabriels Besuch: »Es 
fällt nicht leicht, Gabriels Beschwer-

den über China zu verstehen. Laut 
Daten der chinesischen Botschaft in 
Deutschland gibt es nicht weniger als 
8.200 in China tätige deutsche Unter-
nehmen, während nur 2.000 chine-
sische Unternehmen in Deutschland 
aktiv sind. Die chinesischen Investi-
tionen in Deutschland betragen nur 
ein Zehntel der deutschen Investi-
tionen in China. Wenn es keine po-
litischen Vorurteile sind, wie sonst 
können wir die Krisenstimmung eini-
ger Deutscher aufgrund chinesischer 
Übernahmen erklären?« Und weiter: 
»Gabriel sollte sich davor hüten, die 
chinesisch-deutschen Beziehungen 
entgleisen zu lassen.«

In der Bundesrepublik muss man 
sich offenbar erst daran gewöhnen, 
dass sich das asiatische Riesenreich 
nicht mehr mit der Rolle als »verlän-
gerter Werkbank des Westens« zu-
friedengibt, sondern auf Augenhöhe 
seine Interessen vertritt.
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Ohrfeige für 
Oettinger

Erneut Übergriffe in Bautzen

WWW.JUNGEWELT.DE

Seoul: Präsidentin baut 
Kabinett um

Seoul. Inmitten einer Staatsaffäre 
bildet die unter Druck geratene 
südkoreanische Präsidentin Park 
Geun-hye ihr Kabinett um. Sie 
ernannte unter anderem einen 
neuen Premierminister und einen 
neuen Finanzminister, wie das 
Präsidialamt am Mittwoch mit-
teilte. Die Opposition warf Park 
indes vor, mit dem Schritt von 
der politischen Krise ablenken zu 
wollen. Sie hatte zuvor den Rück-
tritt der Präsidentin gefordert. 
Park ist wegen eines Skandals um 
eine enge Vertraute angeschlagen. 
Dieser wird vorgeworfen, sich 
ohne offizielle Funktion massiv 
in die Regierungsgeschäfte einge-
mischt zu haben.  (Reuters/jW)
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Bundeswehr weiterhin in 
Südsudan und Darfur
Berlin. Die Bundesregierung will 
die deutsche Beteiligung an dem 
UN-Einsatz im Südsudan ver-
längern. Das Kabinett beschloss 
am Mittwoch eine Fortsetzung 
der Bundeswehr-Präsenz bis 
Ende 2017. Auch die Entsendung 
deutscher Soldaten in die sudane-
sische Konfliktregion Darfur soll 
um ein weiteres Jahr verlängert 
werden. Das Mandat sieht für 
beide Einsätze eine Obergren-
ze von je 50 Soldaten vor. Der 
Bundestag muss zustimmen. Die 
Vereinten Nationen hatten am 
Dienstag erklärt, der Befehls-
haber der Mission im Südsudan 
(UNMISS) werde von seinem 
Posten abberufen. Zuvor hatte 
eine unabhängige Untersuchung 
erhebliche Missstände aufge-
zeigt. Beim Wiederaufflammen 
der Gewalt in der Hauptstadt Juba 
im Juli hätten Blauhelmsoldaten 
Zivilisten und UN-Mitarbeiter 
nicht angemessen geschützt, hieß 
es. Wegen mangelnder Führung 
sei »chaotisch und unwirksam« 
reagiert worden.  (dpa/jW)

EU-Kommissar Günther Oettinger beleidigte in einer Rede vor Unternehmern in Hamburg Chinesen, Frauen und Minderheiten

F
R

A
N

C
O

IS
 L

E
N

O
IR

/R
E

U
T

E
R

S

Morden
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Kurden und Schiiten im Irak vor
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ten Kongress in Schnellroda
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Nach Ausfällen des EU-Kommissars: 
China reagiert mit Empörung und frostiger 
Atmosphäre bei Gabriel-Besuch.  
Von André Scheer

Neonazis bedrohen Flüchtlinge mit »pistolenähnlichem Gegenstand«. Polizei nimmt Libyer fest

Im sächsischen Bautzen hat es 
am Dienstag abend wieder Aus-
einandersetzungen auf offe-

ner Straße zwischen Neonazis und 
Asylbewerbern gegeben. Wie die Po-
lizei am Mittwoch erklärte, wurden 
zwei deutsche Frauen und drei junge 
Flüchtlinge laut Zeugen am Vorabend 
von einer etwa achtköpfigen Grup-
pe rechtsextremer Männer bedroht. 
Demnach zielten zwei Männer »mit 
einem pistolenähnlichen Gegenstand 
in Richtung der Asylbewerber« und 
verließen dann den Schauplatz. Die 
Polizei startete nach eigenen Angaben 

eine Fahndung und stellte Personali-
en fest. Konkrete Tatverdächtige seien 
aber nicht ermittelt worden.

Wie die Polizei weiter erklärte, griff 
Zeugen zufolge andernorts ein 20jäh-
riger Libyer einen 19jährigen Deut-
schen an. Der Libyer sei festgenommen 
worden. Er sei in Begleitung zweier 
weiterer Asylbewerber gewesen. Diese 
wurden laut der Angaben anschließend 
aus einer zehn- bis 15köpfigen Gruppe 
von Rechten heraus angegriffen und mit 
Steinen beworfen. Die Polizei konnte 
die Gruppe demnach auflösen und vier 
verdächtige Deutsche im Alter von 19 

bis 28 Jahren identifizieren. Später in 
der Nacht gab zudem ein 39jähriger 
Asylbewerber an, mit einer Pistole be-
droht worden zu sein. Beamte stellten 
kurz darauf einen tatverdächtigen Deut-
schen mit einer Schreckschusswaffe.

In Bautzen war erst im September 
die Gewalt zwischen jungen Asylsu-
chenden und Rechtsextremen eskaliert. 
Etwa 80 Einheimische aus der rech-
ten Szene griffen 20 Flüchtlinge an. 
Vorübergehend galten daraufhin eine 
abendliche Ausgangssperre und ein 
Alkoholverbot für unbegleitete minder-
jährige Flüchtlinge. Der Oberbürger-

meister Bautzens, Alexander Ahrens, 
stand nach den Vorfällen in der Kritik, 
auf Forderungen der Neonazis einge-
gangen zu sein. Vor einer Woche traf er 
sich zum Dialog mit Vertretern extrem 
rechter Gruppen, die sich »Nationale 
Front Bautzen«, »rechtes-kollektiv.bz« 
oder »Sachsen wehrt sich« nennen. Er 
habe sich »überrascht« über seine Ge-
sprächspartner gezeigt, hieß es danach 
in einer Pressemitteilung der Stadt: 
»Ich hätte nicht gedacht, dass sich diese 
Personen deutlich gegen Gewalt aus-
sprechen«, so Ahrens. 

 (AFP/jW)

wird herausgegeben von  
1.892 Genossinnen und  
Genossen (Stand 27.10.2016)
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Vertuschung
Fünf Jahre nach der Aufdeckung der 
Mordserie des »Nationalsozialisti-
schen Untergrunds« ist noch immer 
unklar, inwieweit der Staat darüber 
informiert und darin involviert war. 
Vorabdruck. Von Yavuz Selim Narin 
und Bahar AslamB
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Über l egenhe i t sge füh l« 
sprach die Vertreterin des 

chinesischen Außenministeriums 
in Beijing am Mittwoch, als sie von 
Journalisten auf die Äußerungen des 
deutschen EU-Kommissars Günther 
Oettinger angesprochen wurde, die 
am Wochenende bekanntgeworden 
waren. »Wir hoffen, dass sie lernen, 
sich selbst und andere objektiv zu 
betrachten und andere zu respektie-
ren und als Gleichberechtigte zu be-
handeln«, wurde Hua Chunying von 
der Nachrichtenagentur AFP zitiert. 
Oettinger, der zwischen 2005 und 
2010 Ministerpräsident von Baden-
Württemberg war, hatte bei einem 
Vortrag vor Unternehmern in Ham-
burg von »Schlitzohren und Schlitz-
augen« gesprochen. Die Chinesen 
sähen aus, als hätten sie »alle Haare 
von links nach rechts mit schwarzer 
Schuhcreme gekämmt«. Später spiel-
te er seine Ausfälle als »saloppe Äu-
ßerungen« herunter.

Schon einmal ging ein deutscher 
Spitzenpolitiker mit solcherart salop-
pen Äußerungen in die Geschichte 
ein. »Die Chinesen haben das Völ-
kerrecht umgeworfen«, verkündete 
am 27.  Juli 1900 in Wilhelmshaven 
der deutsche Kaiser Wilhelm II. Vor 
Soldaten, die zur Niederschlagung 
des »Boxeraufstands« gegen die Ko-
lonialherren nach China geschickt 
wurden, erklärte er: »Pardon wird 
nicht gegeben. Gefangene werden 
nicht gemacht. Führt eure Waffen so, 
dass auf tausend Jahre hinaus kein 
Chinese mehr es wagt, einen Deut-
schen scheel anzusehen.« In den Ge-
schichtsbüchern haben diese Worte 
als »Hunnenrede« Eingang gefun-
den  – und die koloniale Unterdrük-
kung durch europäische und japani-
sche Besatzer ist in China bis heute 
unvergessen.

Auch deshalb reagierte man in 
Beijing gereizt auf die Provokation 
der deutschen Bundesregierung, 
unmittelbar vor einem Besuch von 

Wirtschaftsminister Sigmar Gabriel 
in der Volksrepublik den handelspo-
litischen Kurs gegenüber der Volks-
republik zu verschärfen – zumal die 
Gleichzeitigkeit mit Oettingers Aus-
fällen nicht unbedingt als Zufall ver-
standen wurde. Der schwergewich-
tige Staatsgast wurde von den Gast-
gebern als Leichtgewicht behandelt. 
In den chinesischen Medien fand 
der Besuch kaum Niederschlag. So 
verbreitete die deutschsprachige In-
ternetseite der staatlichen Nachrich-
tenagentur Xinhua am Mittwoch die 
Meldung, Peng Liyuan, die Ehefrau 
des chinesischen Präsidenten Xi Jin-
ping, habe in Beijing deutsche Ober-
stufenschüler und Lehrer getroffen. 
Der Besuch Gabriels fand dagegen 
auf den vorderen Plätzen nicht statt.

Die deutschsprachige Internet-
ausgabe des Zentralorgans der KP 
Chinas, People’s Daily, veröffent-
lichte bereits am Dienstag einen 
Kommentar zu Gabriels Besuch: »Es 
fällt nicht leicht, Gabriels Beschwer-

den über China zu verstehen. Laut 
Daten der chinesischen Botschaft in 
Deutschland gibt es nicht weniger als 
8.200 in China tätige deutsche Unter-
nehmen, während nur 2.000 chine-
sische Unternehmen in Deutschland 
aktiv sind. Die chinesischen Investi-
tionen in Deutschland betragen nur 
ein Zehntel der deutschen Investi-
tionen in China. Wenn es keine po-
litischen Vorurteile sind, wie sonst 
können wir die Krisenstimmung eini-
ger Deutscher aufgrund chinesischer 
Übernahmen erklären?« Und weiter: 
»Gabriel sollte sich davor hüten, die 
chinesisch-deutschen Beziehungen 
entgleisen zu lassen.«

In der Bundesrepublik muss man 
sich offenbar erst daran gewöhnen, 
dass sich das asiatische Riesenreich 
nicht mehr mit der Rolle als »verlän-
gerter Werkbank des Westens« zu-
friedengibt, sondern auf Augenhöhe 
seine Interessen vertritt.
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Seoul: Präsidentin baut 
Kabinett um

Seoul. Inmitten einer Staatsaffäre 
bildet die unter Druck geratene 
südkoreanische Präsidentin Park 
Geun-hye ihr Kabinett um. Sie 
ernannte unter anderem einen 
neuen Premierminister und einen 
neuen Finanzminister, wie das 
Präsidialamt am Mittwoch mit-
teilte. Die Opposition warf Park 
indes vor, mit dem Schritt von 
der politischen Krise ablenken zu 
wollen. Sie hatte zuvor den Rück-
tritt der Präsidentin gefordert. 
Park ist wegen eines Skandals um 
eine enge Vertraute angeschlagen. 
Dieser wird vorgeworfen, sich 
ohne offizielle Funktion massiv 
in die Regierungsgeschäfte einge-
mischt zu haben.  (Reuters/jW)
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Bundeswehr weiterhin in 
Südsudan und Darfur
Berlin. Die Bundesregierung will 
die deutsche Beteiligung an dem 
UN-Einsatz im Südsudan ver-
längern. Das Kabinett beschloss 
am Mittwoch eine Fortsetzung 
der Bundeswehr-Präsenz bis 
Ende 2017. Auch die Entsendung 
deutscher Soldaten in die sudane-
sische Konfliktregion Darfur soll 
um ein weiteres Jahr verlängert 
werden. Das Mandat sieht für 
beide Einsätze eine Obergren-
ze von je 50 Soldaten vor. Der 
Bundestag muss zustimmen. Die 
Vereinten Nationen hatten am 
Dienstag erklärt, der Befehls-
haber der Mission im Südsudan 
(UNMISS) werde von seinem 
Posten abberufen. Zuvor hatte 
eine unabhängige Untersuchung 
erhebliche Missstände aufge-
zeigt. Beim Wiederaufflammen 
der Gewalt in der Hauptstadt Juba 
im Juli hätten Blauhelmsoldaten 
Zivilisten und UN-Mitarbeiter 
nicht angemessen geschützt, hieß 
es. Wegen mangelnder Führung 
sei »chaotisch und unwirksam« 
reagiert worden.  (dpa/jW)

EU-Kommissar Günther Oettinger beleidigte in einer Rede vor Unternehmern in Hamburg Chinesen, Frauen und Minderheiten

F
R

A
N

C
O

IS
 L

E
N

O
IR

/R
E

U
T

E
R

S

Morden
Vor dem Einmarsch: Türkische Armee 

bereitet sich auf Angriff gegen 
Kurden und Schiiten im Irak vor

Ködern
Rassisten auf Nachwuchsfang in Sach-

sen-Anhalt: Protest gegen rech-
ten Kongress in Schnellroda

Schinden
Sachverständigenrat schlägt Rente  

mit 71, flexiblen Niedriglohnsektor 
und Haushaltskürzungen vor

Schlichten
Venezuela: Opposition akzeptiert Ver-

handlungen mit der Regierung 
und sagt Protestmarsch ab 3 4 5 7

GEGRÜNDET 1947 · DONNERSTAG., 3. NOVEMBER 2016 · NR. 257 · 1,50 EURO (DE), 1,70 EURO (AT), 2,20 CHF (CH) · PVST A11002 · ENTGELT BEZAHLT

Nach Ausfällen des EU-Kommissars: 
China reagiert mit Empörung und frostiger 
Atmosphäre bei Gabriel-Besuch.  
Von André Scheer

Neonazis bedrohen Flüchtlinge mit »pistolenähnlichem Gegenstand«. Polizei nimmt Libyer fest

Im sächsischen Bautzen hat es 
am Dienstag abend wieder Aus-
einandersetzungen auf offe-

ner Straße zwischen Neonazis und 
Asylbewerbern gegeben. Wie die Po-
lizei am Mittwoch erklärte, wurden 
zwei deutsche Frauen und drei junge 
Flüchtlinge laut Zeugen am Vorabend 
von einer etwa achtköpfigen Grup-
pe rechtsextremer Männer bedroht. 
Demnach zielten zwei Männer »mit 
einem pistolenähnlichen Gegenstand 
in Richtung der Asylbewerber« und 
verließen dann den Schauplatz. Die 
Polizei startete nach eigenen Angaben 

eine Fahndung und stellte Personali-
en fest. Konkrete Tatverdächtige seien 
aber nicht ermittelt worden.

Wie die Polizei weiter erklärte, griff 
Zeugen zufolge andernorts ein 20jäh-
riger Libyer einen 19jährigen Deut-
schen an. Der Libyer sei festgenommen 
worden. Er sei in Begleitung zweier 
weiterer Asylbewerber gewesen. Diese 
wurden laut der Angaben anschließend 
aus einer zehn- bis 15köpfigen Gruppe 
von Rechten heraus angegriffen und mit 
Steinen beworfen. Die Polizei konnte 
die Gruppe demnach auflösen und vier 
verdächtige Deutsche im Alter von 19 

bis 28 Jahren identifizieren. Später in 
der Nacht gab zudem ein 39jähriger 
Asylbewerber an, mit einer Pistole be-
droht worden zu sein. Beamte stellten 
kurz darauf einen tatverdächtigen Deut-
schen mit einer Schreckschusswaffe.

In Bautzen war erst im September 
die Gewalt zwischen jungen Asylsu-
chenden und Rechtsextremen eskaliert. 
Etwa 80 Einheimische aus der rech-
ten Szene griffen 20 Flüchtlinge an. 
Vorübergehend galten daraufhin eine 
abendliche Ausgangssperre und ein 
Alkoholverbot für unbegleitete minder-
jährige Flüchtlinge. Der Oberbürger-

meister Bautzens, Alexander Ahrens, 
stand nach den Vorfällen in der Kritik, 
auf Forderungen der Neonazis einge-
gangen zu sein. Vor einer Woche traf er 
sich zum Dialog mit Vertretern extrem 
rechter Gruppen, die sich »Nationale 
Front Bautzen«, »rechtes-kollektiv.bz« 
oder »Sachsen wehrt sich« nennen. Er 
habe sich »überrascht« über seine Ge-
sprächspartner gezeigt, hieß es danach 
in einer Pressemitteilung der Stadt: 
»Ich hätte nicht gedacht, dass sich diese 
Personen deutlich gegen Gewalt aus-
sprechen«, so Ahrens. 

 (AFP/jW)
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Der Bund für Umwelt und Na-
turschutz Deutschland (BUND) 
sieht durch den am Mittwoch vom 
Bundeskabinett angenommenen 
Gentechnik-Gesetzentwurf die Gen-
technikfreiheit von Landwirtschaft 
und Lebensmitteln in Deutschland 
bedroht. In einer Pressemitteilung 
heißt es dazu:
»Die SPD-Bundestagsfraktion darf die-
sen Gesetzentwurf nicht mittragen, sie 
muss bundesweite Gentech-Anbauver-
bote durchsetzen«, sagte die BUND-
Gentechnikexpertin Heike Molden-
hauer. Erforderlich sei außerdem eine 
zentrale Koordinierungsstelle für natio-
nale Anbauverbote.

Das umstrittene Gentechnikgesetz 
setzt eine EU-Richtlinie in deutsches 
Recht um, die nationale Gentech-Anbau-
verbote ermöglicht. Der deutsche Ge-
setzentwurf stelle jedoch für bundeswei-
te Anbauverbote so hohe Hürden auf, 
dass diese de facto ausgeschlossen sei-
en, kritisierte die BUND-Gentechnikex-
pertin. Hierfür sei ein einvernehmlicher 
Beschluss von sechs Bundesministerien 
nötig. Es sei jedoch stets mit einem Veto 
des traditionell Gentechnik-freundlichen 
Forschungsministeriums zu rechnen.

»Dieses Gesetz macht Deutschland 
zum Gentech-Flickenteppich. Jedes 

Bundesland müsste für jede einzelne 
Gentech-Pflanze den Anbau auf seinem 
Territorium verbieten. Flächendecken-
de bundesweite Verbote werden niemals 
dadurch zustande kommen, dass alle 
16 Bundesländer permanent alle in der 
EU neu zugelassenen Gentech-Pflanzen 
verbieten. Und Pollen machen nicht 
an Ländergrenzen halt, deshalb ist die 
schleichende gentechnische Kontami-
nation von Landwirtschaft und Lebens-
mittelproduktion bereits absehbar«, so 
die BUND-Gentechnikexpertin.

Der BUND kritisierte, dass Verant-
wortung und Risiken auf die Bundeslän-
der abgewälzt werden. »Landesregie-
rungen, die keine Gentechnik auf ihren 
Äckern wollen, müssten ihre Verbote 
ausführlich begründen, was einen ho-
hen behördlichen Aufwand erfordert. 
Konzernanwälte würden die Verbots-
gründe der Länder auf Schwachstellen 
abklopfen und die Bundesländer stün-
den unter permanentem Klagedruck«, 
sagte Moldenhauer.

Die Novelle des Gentechnikge-
setzes sei auch vor dem Hintergrund 
der aktuell von der EU-Kommission 
intensiv vorangetriebenen Anbaugeneh-
migungen dreier Gentech-Maislinien 
zu betrachten. In den letzten 20 Jah-
ren hätten nur drei Gentech-Pflanzen 

eine EU-Anbauzulassung erhalten, so 
die BUND-Gentechnikexpertin. »Sollte 
die Mehrheit der Mitgliedsstaaten die 
drei Maislinien durchwinken, wäre dies 
ein Startsignal für Bayer, Monsanto und 
Co., eine Vielzahl von Zulassungsan-
trägen zu stellen (…)«, sagte Molden-
hauer.

Sahra Wagenknecht, Vorsitzende 
der Fraktion Die Linke, erklärte am 
Mittwoch zum aktuellen Existenzmi-
nimumbericht, den das Bundeskabi-
nett am selben Tag beraten hat:
Die von der Bundesregierung geplan-
ten Erhöhungen der Hartz-IV-Regel-
sätze um fünf Euro jeweils für die 
Jahre 2017 und 2018 sind der blanke 
Hohn. Es ist schlimm genug, dass 
immer mehr Menschen trotz Arbeit 
auf ergänzende Hartz-IV-Leistungen 
angewiesen sind und trotz brummen-
der Wirtschaft nach wie vor Millionen 
gar keinen Job finden. Umso wichti-
ger ist eine soziale Absicherung, die 
die Menschenwürde garantiert. Statt 
bei der Berechnung des notwendigen 
Bedarfs immer wieder zu tricksen, 
müssen die Hartz-IV-Regelsätze auf 
560  Euro monatlich erhöht und de-
mütigende Drangsalierungen abge-
schafft werden.

S ie protestieren am Freitag 
gegen die erzwungene 
Altersfeststellung vor Eu-

ropas größter Universitätsklinik 
Charité in Berlin. Bevor wir auf 
Ihre Kritik zu sprechen kom-
men: Können Sie uns bitte er-
klären, was diese Altersfeststel-
lung ist und wer betroffen ist?

Es geht uns um die Alterszwangsfest-
setzung bei unbegleiteten minderjäh-
rigen Geflüchteten. Viele Menschen 
haben, wenn sie hier ankommen, 
kaum oder keine Papiere und Doku-
mente bei sich. Diese müssen ihren 
Namen und ihr Geburtsdatum nen-
nen, allerdings wird ihnen, beson-
ders wenn sie angeben, unter 18 Jahre 
alt zu sein, häufig nicht geglaubt. An 
dem Punkt kommen, je nach Bundes-
land, verschiedene Verfahren zum 
Einsatz, mit denen das biologische 
Alter festgestellt werden soll.

Was für Verfahren sind das?
In vielen deutschen Städten werden 
mittlerweile nur noch Gespräche 
geführt, aber aus Berlin und Ham-
burg wissen wir, dass beispielsweise 
Röntgenuntersuchungen durchge-
führt werden, um das Knochenalter 
zu bestimmen.

Was ist daran zu kritisieren?
Sobald Röntgenstrahlung im Spiel 
ist, kommt es zu einer Strahlenex-
position, also einer Belastung durch 
Strahlung. In der »Verordnung über 
den Schutz vor Schäden durch Rönt-
genstrahlen« ist aber ganz klar gere-
gelt, dass es eine medizinische Indi-
kation für den Einsatz geben muss. 
Und das ist für uns bei dem Grund 
auf keinen Fall gegeben. Verweigert 
ein Geflüchteter die Untersuchung 
allerdings, kann sogar der Prozess 
der Inobhutnahme, also der Unter-

bringung durch das Jugendamt, been-
det werden.

Wenn man beide Verfahren 
vergleicht: Hat man bei solchen 
Untersuchungen nicht zumindest 
genauere Werte?

Bei der Röntgenuntersuchung können 
Ungenauigkeiten von mehreren Jahren 
auftreten. Und fragwürdig ist natür-
lich auch, wer bei diesen Verfahren die 
Referenzgruppe ist, um das Alter zu 
bestimmen: Als Vergleich werden die 
Röntgenbilder von weißen, deutschen 
Kindern ohne Fluchterfahrung heran-
gezogen. Ob die überhaupt vergleich-
bar sind, wird nicht in Frage gestellt.

Sie arbeiten schon länger zu dem 
Thema und kritisieren, dass ein 
Krankenhaus, also ein Ort, an 
dem Menschen geholfen werden 
soll, in diese Alterszwangsfest-
setzung involviert ist. Gab es von 
entsprechenden Stellen darauf 
bisher eine Reaktion?

Es gibt keine Konsequenz im Sinne 
von »Die Charité hat darauf reagiert«. 

Aber wir bekommen Zuspruch von 
einzelnen Personen oder ganzen Insti-
tuten, die das ebenfalls kritisch sehen. 
Durchgeführt werden die Untersu-
chungen am Institut für Rechtsmedi-
zin. Von den Verantwortlichen dort ha-
ben wir bisher aber noch keine persön-
lichen Antworten auf unsere Vorwürfe 
bekommen. Einmal kam eine E-Mail 
mit ein paar Links, mit denen sie sich 
wohl erklären wollten. Diese würden 
angeblich bestätigen, warum es nötig 
sei, die Verfahren einzusetzen.

Auch die Altersfeststellung über 
ein Gespräch wirkt auf mich als 
Laien nicht sonderlich genau. 
Gibt es bei den Möglichkeiten, 
die momentan genutzt werden, 
Verfahren, die Sie präferieren, 
oder lehnen Sie das Konzept der 
Altersfeststellung generell ab?

Natürlich können auch Gespräche 
traumatisierend sein und nur das Ziel 
haben, das Alter einer Person festzu-
stellen. Wir wünschen uns im Gegen-
satz dazu humane Gespräche, mit de-
nen der individuelle Hilfebedarf einer 
Person ermittelt werden soll. Dabei 
sollte es nicht so sehr darum gehen 
herauszufinden, ob der Mensch vor 
einem nun 16, 18 oder 20 Jahre alt 
ist. Ob jemand volljährig, also reif ist, 
und welche Unterstützung er braucht, 
hängt weniger mit dem Alter als mit 
anderen Faktoren zusammen.

 Interview: Claudia Wrobel

»Es muss eine medizinische 
Indikation geben«

Nähe und Distanz

Die Rekruten

Gabriel-Besuch in China

Wehrspottgruppe des Tages 

Die Bundeswehr hat ein 
Problem. Die meisten 
Jugendlichen wollen sich 

nicht fürs Vaterland und erst recht 
nicht fürs deutsche abknallen lassen. 
Deswegen muss »der Bund«, wie die 
uniformierten Mörder des deutschen 
Kapitals genannt werden, bei dieser 
Zielgruppe 
ganz beson-
ders intensiv 
werben. 
Zielgruppe 
ist natürlich 
wortwörtlich 
gemeint, 
weswegen in 
der neusten 
Kampagne aus dem Hause von der 
Leyen auf Abenteuer und Technik 
statt auf Verwundung, Trauma 
und Tod gesetzt wird. Das jüngste 
1,7 Millionen Euro teure Machwerk 
ist eine Serie auf Youtube, der als 
»soziales Medium« bezeichneten 
Datenschleuder von Google. In der 
am 1. November veröffentlichten 
ersten Folge fahren zwölf Rekruten – 
so auch der Name der Reihe – be-
schwingt nach Parow, um dort ihre 
Grundausbildung zu absolvieren. 
Insgesamt kostet das Ranschmeißen 
an das Kanonenfutter übrigens acht 
Millionen Euro. 

Doch Ungemach droht, denn ver-
meintliche Experten üben sich in Kri-
tik. Zum Beispiel Sascha Stoltenow, 
der irgendwas mit PR macht und da-
zu noch Reserveoffizier ist – ein ide-
aler Gesprächspartner für Springers 
Welt. Wer mit »Abenteuerspielplatz« 
werbe, erzähle nur die halbe Wahr-

heit, weiß 
Stoltenow. 
Will heißen, 
der deutsche 
Landser – 
und mittler-
weile auch 
die Landse-
rin – müsste, 
wenn es 

darum geht, deutsche Interessen am 
Hindukusch zu verteidigen, auch mal 
ein paar Afghanen über den Haufen 
ballern. Mehr Oberst Klein statt 
Fähnlein Fieselschweif. Außerdem 
geht es in der Bundeswehr wohl 
nicht ganz so kameradschaftlich zu, 
wie es die Werbestrategen auf der 
Hardthöhe gern weismachen wollen, 
weshalb ein Viertel der Rekruten die 
Kaserne wieder verlässt, bevor es 
zu spät ist. Da geht das US-Militär 
lieber andere Wege: Dort sollen bald 
auch Tätowierte, frühere Kiffer und 
Übergewichtige im Staatsauftrag mit 
Waffen herumhantieren können.  (rz) 

Tiefes Donnergrollen begleitet 
Wirtschaftsminister Sigmar 
Gabriel bei seinem aktuellen 

Besuch in Beijing. Der auslösende 
Blitz war am Freitag vorletzter Wo-
che über das deutsch-chinesische 
Firmament gezuckt: Gabriel hatte 
überraschend seine Genehmigung 
für die Übernahme des deutschen 
Chipanlagenbauers Aixtron durch 
den chinesischen Fujian Grand Chip 
Investment Fund zurückgezogen. 
Vorigen Freitag teilte die chinesische 
Regierung öffentlich ihren Unmut 
über die Entscheidung mit: Wollte 
die Bundesrepublik wirklich Inve-
storen aus der Volksrepublik diskri-
minieren? Am Sonntag legte Gabriel 
nach, beschuldigte Beijing in einem 
Presseinterview, deutsche Firmen 
»unfair« zu behandeln. Am Montag 
bestellte das chinesische Außenmi-
nisterium den deutschen Gesandten 
ein, um ihm eine Protestnote zu über-
geben; am Dienstag sagte der chi-
nesische Handelsminister einen ge-
meinsamen Auftritt mit Gabriel kurz-
fristig ab. Gestern schließlich warnte 
Chinas Botschafter in Deutschland in 
einem Namensartikel vor »protektio-
nistischen Tendenzen«. Das Grollen 
dauert an.

Was ist geschehen? Nun, zum 
einen geht es um die üblichen Tak-
tierereien. China ist auf eine enge 
Kooperation auch mit deutschen 
Technologiefirmen angewiesen, um 
seine Industrie weiter zu moderni-
sieren. Das verschafft der Bundes-
regierung ein Druckmittel, das sie 
gut gebrauchen kann: Der deutsche 
China-Export stockt – vermutlich 
strukturell –, daher bemüht sich 
Gabriel, deutschen Konzernen einen 
stärkeren Zugriff auf Chinas Staats-

unternehmen zu sichern. Also predigt 
er den – »fairen Wettbewerb« – und 
schränkt ihn, um seiner Forderung 
Nachdruck zu verleihen, im eigenen 
Land für chinesische Firmen eben 
mal kurz ein.

Zum anderen zeichnen sich aller-
dings grundsätzliche Konfliktlinien 
ab. Hat Gabriel mit dem Entschluss, 
die Genehmigung für die Aixtron-
Übernahme zurückzuziehen, nicht 
auf eine Intervention der Vereinigten 
Staaten reagiert, die behaupten, die 
Aixtron-Technologie tauge für Rü-
stungsprojekte und dürfe daher nicht 
an China gehen? Das hat er: Wa-
shingtons diskreter Hinweis, Beijing 
stehe perspektivisch auf der anderen 
Seite des transatlantischen Schüt-
zengrabens, wird in Berlin sehr ernst 
genommen, auch wenn die Bundes-
regierung sich das China-Geschäft 
nicht vermiesen lassen will. Apropos 
Geschäft: Mit den beginnenden chi-
nesischen Übernahmen in der Bun-
desrepublik steigt der chinesische 
Einfluss hierzulande, geht ein Teil 
der Kontrolle über Produktion und 
Profit verloren. Gabriel macht sich 
deshalb schon lange für EU-weite 
Gesetze zur Beschränkung chinesi-
scher Firmenkäufe in Deutschland 
und Europa stark. Aber spielt es denn 
eine Rolle, ob die Investoren aus 
China oder, sagen wir, aus den USA 
kommen, deren Übernahmen nicht 
eingeschränkt werden? Aber ja. Mit 
der US-Industrie können deutsche 
Firmen gut konkurrieren. Die ge-
waltigen Konzerne aus der riesigen 
Volksrepublik hingegen könnten auf 
lange Sicht durchaus übermächtig 
werden. Ganz im eigenen Interesse 
behält Berlin den transatlantischen 
Schützengraben im Blick.

Jörg Kronauer

Unbegleitete minderjährige Flüchtlinge werden Röntgenstrahlung 
ausgesetzt, um ihr Alter zu bestimmen. Gespräch mit Helena Perez
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Helena Perez engagiert sich in 
der Arbeitsgruppe »Kritische 

Mediziner*innen« an der Charité 
Berlin 

Abgeschrieben

Kundgebung »Alterszwangsfestset-

zung stoppen«: Freitag, 4. November, 

13 Uhr, vor dem Forum 3, Campus 

Virchow-Klinikum, Augustenburger 

Platz 1, Berlin

www.kritischemedizinerinnen. 

blogsport.eu


